An die Wähler. 


sr den letzten Tagen ift in unſerem Wahlkreiſe ein demokratiſches Flugblatt verbreitet worden, welches es ſich zur Aufgabe > 
macht, in einer ſehr vulgären Form den Wählern auszumalen, welche erdrückende Laſt von Steuern fie zu erwarten haben, wenn fie in den SE 
Reichstag nicht den Rechtsanwalt Horn wählen. Es wird darin wörtlich gefagt: 

„Ihr Wähler — ſeid Ihr geſonnen, mehr Geld und nochmals mehr Geld zu zahlen und bluten zu laſſen, was irgend noch einen 
Tropfen Blut in den Adern hat.“ — — Verhindern ſollt Ihr jede weitere Belaſtung des Volkes und Ihr könnt das! Das Mittel, 
dieſe allgemeine Blutung zu ſtillen, liegt in den Händen der Wähler. Wählen wir am 27. Oktober eine Mehrheit liberaler Männer, fo 
it von einer Bewilligung weiterer Steuern keine Rede, wählen wir eine konſervative Mehrheit, jo mag ein Jeder zuſehen, wie viel von 

ſeiner Haut er nach weiteren drei Jahren noch auf dem Leibe hat!“ i 

In dieſer geſchmackvollen Weiſe geht es weiter und heißt zum Schluß: 

„Wir wollen den Mann wählen, der nur das Eine verspricht und halten wird, daß er nämlich unter den gegenwärtigen Verhältniſſen 

keine weitere Belaſtung des Volkes bewilligen wird — nämlich den Herrn Rechtsanwalt Horn.“ 

Dies iſt freilich wenig, was hiernach Herr Rechtsanwalt Horn verspricht, indeſſen wußten wir längſt, daß dieſer Herr kein 
vielperſprechender Kandidat für den Reichstag iſt. Im Uebrigen kann man ſich nur fragen, ob die Verfaſſer dieſes Pamphlets wiſſentlich oder 
nur unwiſſentlich bie darin enthaltenen Unwahrheiten ausſprechen. Die Lächerlichkeit der Uebertreibung in jedem einzelnen Satze, wovon oben 
einige Proben gegeben wurden, durchſchaut ein Jeder. Die Hauptſache aber ſſt, daß eine Erhöhung der Staatseinnahmen im Augenblick gar 
nicht beabſichtigt wird, da die Regierung ſeit Einführung der Zölle in der Lage iſt, aus den in ihre Kaſſe fließenden Geldern die Bedürfniſſe 
des Staates zu befriedigen, ſondern nur eine Reform des Steuerweſens zu dem Zwecke, die gegenwärtigen und allerdings nothwendigen 
Einnahmen auf diejenige Weiſe zu beſchaffen, welche dem Steuerzahler am wenigſten läſtig iſt. Nun iſt die Regierung und mit ihr gewiß 
jeder wirllich praktiſche Mann der Meinung, daß die direkte Steuer, namentlich von den ärmeren Klaſſen, viel ſchwerer bezahlt wird, wie 
die weniger fühlbare indirekte Steuer, jedenfalls aber, daß eine weitere Erhöhung der direkten Steuern 
in Preußen kaum zuläſſig iſt. Die direkte Abgabe an den Staat iſt zu erſchwingen; aber die Zaſchläze, welche die S:äbte 
zu der klaſſifizirken Einkommen⸗ und Klaſſenſteuer erheben — in Elbing bekanntlich 320 Procent, in einigen weſtfäliſchen Städten ſogar bis zu 
600 Procent — ſind ſo exorbitant, daß ſie ſelbſt dringend einer Reform (in Kommunalſteuerweſen) bedürfen, auf keinen Fall aber 
dieſe baaren Steuerzahlungen einer Steigerung fähig ſind. 

Wenn das Reich reſp. der Staat Geld braucht — was die Volksvertretung durch geſetzmäßige Bewilligung jedes einzelnen Poſtens an⸗ 
erkannt hat — ſo war die Frage ſehr einfach, die: Sollen, um dieſe Mittel zu beſchaffen, die bereits auf ihr höchſtes Maß geſchraubten direk⸗ 
ten Steuern ins Unerſchwingliche geſteigert werden; oder ſoll man zu inditekten Steuern greifen? und nach Obigem war nur das letzte möglich. 
Die Mehrausgaben des Deulſchen Reiches feit der letzten 3 Jahre werden liberalerſeits auf 145 Millionen angegeben — die Richtigkeit dieſer 5 
Zahl mag dahingeſtellt bleiben. Wie hätte man dieſe Summe durch direkte Steuern d. h. durch baare Zahlung a 
Seitens jedes Einzelnen, aufbringen wollen? Was hätten dazu wohl bie liberalen Rechenkünſtler geſagt? Aufgebracht aber 
mußte das Geld werden, denn die Volksvertretung ſelbſt hat anerkannt, daß die betreffenden Bedürfniſſe vorhanden waren, daß namenilich 
die Vermehrung des Heeres Angeſichts der politiſchen Konſtellationen in Europa und der Rüſtungen unſerer Nachbarn nothwendig war. 
Wenn die Zölle, zu welchen doch mindeſtens der weſentliche Beitrag vom Auslande gezahlt wird, 
und inbirekte Steuern es zu Wege gebracht haben, alle dieſe Bedürfniſſe zu decken, und uns jo die 
ſonſt nothwendige Erhöhung der direkten Steuern um den gleichen Betrag erſpart haben, fo liegt ſchon 
darin ihre ausreichende Rechtfertigung. Nebenbei haben fie unſerer nationalen Arbeit, namentlich 
der Landwirthſchaft, den unentbehrlichen Schutz gebracht und zwiſchen unſerem Export und Import a 

(die zum koloſſalen Schaden des Nationalvermögens verloren gegangene vernünftige Bilanz % 
hergeſtellt. Die liberalen Doktrinären nennen dies „Reaktion“, und zwar mit Recht! Denn wenn mir Jemand eine Ohrfeige giebt, 5: 
ſo iſt dies eine Aktion, wenn ich fie erwidere, jo ift dies die Reaktionz wenn Amerika, Rußland, Frankreich von unſeren Produkten 
Zölle erheben, ſo iſt dies eine Aktion, wenn wir eben ſo klug ſind, ſo iſt dies die Reaktion, mit welcher Deutſchland aufgehört hat, 
zu den „Dummen“ zu zählen, nämlich Anderen Zölle zu zahlen, ohne dieſe weiſe Maßregel einfach zu erwidern; im Uebrigen werden 
freilich die „Dummen“ „nicht alle“ auch nicht diejenigen, welche immer noch den längſt verbrauchten 
liberalen Phraſen lauſchen. 

Während die Regierung den aufrichtigen Willen und ſicherlich auch in höherem Grade, wie die liberalen Parlamentshelden, die Fähig⸗ 
keit hat, die nun einmal nothwendigen und von der Volksvertretung anerkannten Staatsbedürfniſſe auf die zweckmäßigſte, d. h. am wenigſten 
läſtige Weiſe aufzubringen, wagen es die Schreiber des hier zu Gunſten der Horn'ſchen Wahl verbreiteten Pamphlets, auszusprechen, 

„daß die Regierung unſer Blut bis auf den letzten Tropfen aussaugen wolle“ 
und liberale Abgeordnete, namentlich auch Herr Rechtsanwalt Horn nöthig wären, um ſolches zu verhindern! Als ob die „Regie⸗ 8 4 
rung“ eine feindliche Macht wäre, und nicht vielmehr diejenige In ſtanz, welche berufen iſt, das Staatsiatereſſe wihezunehnen und 5 
in der Thal Nichts weiter im Auge hat, und welche als ſolche die Vertreterin jedes einzelnen Staatsbürgers iſt. Ein Gegenſatz zwiſchen 5 

Volk und Regierung exiſtirt überhaupt nicht, und nur böſer Wille kann behaupten und nur Blind⸗ 
heit es glauben, daß die Regierung andere Ziele im Auge hat, als die Wohlfahrt des Volkes, dem 

e ſelbſt ja doch ſo gut angehört, wie jeder Staatsbürger. 5 5 
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Aber es giebt „Parteiintereſſen“ und „Prinzipien“, welche höher ſtehen, und hierfür giebt es kein charakteriſtiſcheres Beiſpiel, 
wie die Ablehnung der Stempelſteuer Seitens der Liberalen, namentlich der Fortſchrittspartei. Nach dieſem Geſetz nämlich werden die 
Emiſſion und der Handel mit Aktien, namentlich ausländiſche Aktien, ſowie die Börſengeſchäfte einer, zumal verhältnißmäßig äußerſt geringen, 
Steuer unterworfen. Jedes Kind nun weiß, daß derjenige, welcher dergleichen Geſchäfte macht und alſo dieſe Steuer zahlt, nicht der „arme 
Mann“ iſt“ ſondern der „reiche Mann“, welcher des Mittags auf Gummi zur Börſe rollt. Die Wähler, welche nicht in dieſer benei⸗ 
denswerthen Lage ſind, werden ſich daher zu fragen haben, ob der Abgeordnete, welcher gegen dieſe Art der Geldbeſchaffung iſt, ihr Intereſſe 
wirklich wahrnimmt? Es könnten ja, um die direkten Steuern reduziren zu können, ähnliche Maßregeln von der Regierung vorgeſchlagen 
werden; iſt es da zweckmäßig, Herrn Rechtsanwalt Horn zu wählen, welcher 

nur das Eine verſpricht und halten wird — nämlich gegen jede neue Steuern — alſo auch gegen derartige Maßregeln — zu ſtimmen? 

Leichter kann man ſich die Sache allerdings nicht machen! Ob es aber eine richtige Auffaſſung von den Pflichten eines Volks⸗ 
vertreters iſt, dieſelben nur in der bedingungsloſen Verweigerung der Steuern zu erblicken — Herr Rechts⸗ 
anwalt Horn verſpricht ja „nur dies Eine“ — mag dahingeſtellk bleiben. Außerdem, wie ſchon bemerkt: es handelt ſich nicht um neue 
Steuern, ſondern um eine Reform der bereits vorhandenen, namentlich darum, die Erhöhung der direkten Steuern 
auf jeden Fall zu verhindern. 

Herr Rechtsanwalt Horn bekennt ſich, ſo viel aus ſeinen, allerdings ſehr vorſichtigen, Erklärungen zu entnehmen iſt, zu den Sezeſſio⸗ 
niſten“, auf deulſch zu der Fortſchritts partei, in deren Gefolgſchaft ſich jene, wie ſich in der gegenwärtigen Wahlbewegung gezeigt 
hat, vollſtändig befinden. Die Wähler dieſes Herrn haben daher von ihm die Unterſtützung der unftuchtbaren Oppoſttions⸗ und Fraktionspolitik 
zu erwarten, welche dieſe Partei ſeit dem Jahre 1869 betreibt, wo fie die Verfaſſung des norddeutſchen Bundes und demnüchſt des deutſchen 
Reiches abrehnte und dann in ununterbrochener Konſequenz ſämmtliche nennenswerthen Geſetze, wie die Militärgeſetze, Juſtizgeſetze, Sozialiſten⸗ 
geſetz, Zölle u. ſ. w. — Die liberal⸗fortſchrittlich⸗ſezeſſioniſtiſche Partei hat an der ganzen Entwicke⸗ 
lung und dem Ausbau bes deutſchen Reiches in den letzten 11 Jahren keinen Antheil; denn Alles, 
was geſchehen ift, geſchah gegen ihren Willen! Wis ein alter Mann, der zu der modernen Entwickelung auf allen Gebieten des öffentlichen 
Lebens nur den Kopf ſchüttelt und das Schlimmſte prophezeit, ſieht dieſe Partei mißvergnügt zu, wie ſich das deutſche Vaterland in den ver⸗ 
floſſenen 12 Jahren mit einem beiſpielloſen Aufſchwunge aus dem impoſanten „deutſchen Bunde“ zu dem „Deutichen Reiche“ entwickelt hat, 
welches ſowohl in ſeiner äußeren Machtſtellung, wie in der Oednung feiner inneren Staatseinrichtungen alle anderen Staaten, ohne Ausnahme, 
überragt. Die Fortſchrittspartei hat an dieſer Erhebung keinen Antheil; denn fie hat die Mittel 
zur Wehrhaftigkeit unſeres Heeres ſtets verweigert und der friedliche geſetzliche Aufbau des 
Reiches iſt Schritt für Schritt gegen ihre Stimmen vollführt worden. 

In erſterer Hinſicht mag zu ihrer Entſchuldigung erwähnt werden, daß einer ihrer einflußreichen Propheten, der Abg. Virchow im 
Jahre 1869 ausſprach: 

„Es iſt nie eine Zeit geweſen, wo fo wenig Grund vorhanden war zur Rüſtung, als die heutige.“ — 

Ein halbes Jahr ſpäter ſtanden unſere Truppen in Frankreich! 

Dieſen kurzſichtigen, ia ihren Prinzipien“ verrannten Politikern wird ſich Herr Rechtsanwalt Horn im Weſentlichen anſchließen — 
NB, wenn er gewählt wird, was hoffentlich nicht geſchehen wird, denn auch in dieſem Sinne iſt dieſe Kandidatur „nicht vielverſprechend “! 

Herr von Minnigerode verſpricht freilih mehr wie „nur das Eine“ des Herrn Rechtsanwalts Horn. Von einer „Mehrbelaſtung“ 
des Volkes aber iſt, wie geſagt, überhaupt gar nicht die Rede; es bedarf daher auch keiner Heroen, welche verſprechen, ſie zu verhindern; wohl 
aber bedarf es ſolcher Abgeordneter, welche mit dem ehrlichen Vertrauen, welches die Regierung erwarten darf, deren Propoſitionen entgegentritt, 
dieſelben mit Fleiß und an der Hand von perſönlichen Kenntniſſen prüft und fo an der Geſetzgebung thätig mit arbeitet. Dieſes verſpricht 
Herr von Minnigerode und er iſt hierzu vermöge einer reichen Erfahrung im öffentlichen Leben vor vielen Anderen befähigt. Der Rechtsanwalt 
Horn hat außer in ſeinem Berufe noch keinerlei politiſche Befähigung nachgewieſen und entbehrt namentlich der Erfahrung in ländlichen 
Verhältniſſen. Vielleicht iſt gerade dies der Grund, daß er beſcheiden „nur das Eine“ — die Steuerverweigerung — zu verſprechen wagt! 
Daher werden die Wähler ihr und das allgemeine Intereſſe beſſer wahrnehmen, wenn ſie den 


Freiherrn von Minnigerode 


wählen, als den ſo wenig verſprechenden Rechtsanwalt Horn! 


Wernich'ſche Buchdruckerer, Elbing. 


